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Vorwort 

Die nachfolgende Schrift hat 1973 dem Fachbereich Rechtswissenschaft 
der Universität Bielefeld als Dissertation vorgelegen. Die nach Ab-
schluß der Arbeit bis April 1974 erschienene Literatur konnte teilweise 
noch eingearbeitet werden. 

Mein besonders herzlicher Dank gilt Herrn Professor Dr. Albin 
Eser, der die Arbeit wissenschaftlich betreut und in allen Phasen mit 
großem Verständnis gefördert hat. 

Dank schulde ich auch Herrn Professor Dr. Eberhard Schmidhäuser 
für seine Anregungen und die Aufnahme der Schrift in die Reihe 
"Strafrechtliche Abhandlungen / Neue Folge". Gerne erwähne ich ferner 
Herrn Professor Dr. Ernst-Joachim Lampe, der mit seiner hilfreichen 
Kritik zum Entstehen dieser Arbeit beigetragen hat. 

Bielefeld, im September 1974 Björn Burkhardt 
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Einführung 

Trotz zahlreicher Abhandlungen und höchstrichterlicher Entschei-
dungen ist der Problemkreis um den Rücktritt vom Versuch nach wie 
vor umstritten. An dieser Situation wird auch § 24 n. F.1 nichts Grund-
sätzliches ändern. Zwar dürfte diese Gesetzesvorschrift nicht in dem 
Maße Wertungswidersprüche produzieren wie § 46 mit seiner unter-
schiedlichen Fassung der Rücktrittsvoraussetzungen bei beendetem und 
unbeendetem Versuch. Sie wird jedoch ansonsten zur Klärung oder 
Lösung der Probleme nicht viel beitragen. Daher stellt sich nach wie vor 
nicht nur die Frage nach einer sinnvollen und widerspruchsfreien Inter-
pretation der bestehenden Rücktrittsregeln, sondern nach ihrer An-
gemessenheit und Zweckmäßigkeit überhaupt. 

Die vorliegende Untersuchung erörtert diese Frage anhand des Ab-
grenzungsproblems von beendetem und unbeendetem Versuch, das in 
den letzten Jahren die Rechtsprechung mehrfach beschäftigt hat. Dabei 
erweist sich, daß eine sinnvolle Abgrenzung nur mittels einer Orien-
tierung an der Gefährdung des angegriffenen Rechtsgutes, an der kri-
minellen Energie des Täters sowie weiteren präventiven Elementen 
möglich ist. Diese Faktoren drängen dazu, den Rücktritt vom Versuch 
unter strafzweckfunktionalem Blickwinkel zu begreifen. Freilich ist 
eine derartige Sicht keinesfalls neu. Soweit es um die ratio des Rück-
trittsprivilegs geht, hat es an zweckorientierten Betrachtungsweisen nie 
gefehlt. Erklärungen wie z. B. die der "kriminalpolitischen Theorie", 
der "Strafzwecktheorie" und - sofern man die Frage nach dem Sinn 
der Rücktrittsregel komplementär zur Frage nach dem Strafgrund des 
Versuchs begreift - der generalpräventiv orientierten "Eindrucks-
theorie" beweisen dies. 

Um so interessanter ist, weshalb alle diese Ansätze die geltende Re-
gelung und deren praktische Auswirkungen nicht vollständig erklären 
können und weshalb es nicht gelungen ist, sie ohne Widersprüche mit 
dem dogmatischen System in Einklang zu bringen. 

Dies dürfte hauptsächlich zwei Ursachen haben. Einerseits sind § 46 
und § 24 n. F. so konzipiert, daß sie bestimmte Verhaltensweisen als 
Rücktritt klassifizieren und mit obligatorischer Straffreiheit verknüp-

1 §§ ohne Gesetzesangaben sind solche des 8tGB. Die Vorschriften des 2. 
8trafrechtsreformgesetzes vom 4.7.1969, die ab 1. Januar 1975 gelten, sind 
durch den Zusatz "n. F." gekennzeichnet. 
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fen. Darin steckt ein "Alles-oder-Nichts-Prinzip", das nur dann befrie-
digend wäre, wenn der Rücktritt (in seinen gesetzlich normierten Vor-
aussetzungen) in jedem Einzelfall ohne Rücksicht auf sonstige Einzel-
heiten die allein ausschlaggebenden Momente für die Frage von Straf-
würdigkeit und Strafbedürftigkeit der Versuchstat bzw. des Versuchs-
täters enthielte. Dies ist aber - zumindest in Grenzbereichen - außer-
ordentlich zweifelhaft. Hier erfahren Sachverhalte, die nur in Nuancen 
voneinander abweichen, eine erheblich unterschiedliche Beurteilung, 
ohne daß diese sich im einzelnen begründen ließe. 

Andererseits sind die Gründe für die Schwierigkeiten im System 
selbst zu suchen. Das Strafrecht klassischer Provenienz hat Dogmatik 
und Kriminalpolitik streng getrennt und enthält daher kaum oder 
keine Einbruchsstellen für strafzweckfunktionales Denken. 

Die Kategorien von Unrecht (Tatbestandsmäßigkeit und Rechts-
widrigkeit) und (Tat-)Schuld wurden grundsätzlich nicht nur als not-
wendige, sondern als hinreichende Voraussetzung für das Ob und Wie 
der Strafe angesehen. Auch dem dogmatisch nicht aufbereiteten Bereich 
der Strafzumessung kommt (historisch gesehen) keine eigenständige 
Bedeutung für die Berücksichtigung strafzweckorientierter Momente 
zu. Vielmehr wird die konkrete Strafe aus dem Unrechts- und Schuld-
gehalt der Tat abgeleitet, wobei außerhalb der Tat liegenden Umstän-
den allenfalls indizielle Bedeutung (für Schuld und Unrecht) zukom-
men kann. Das darin liegende Bestreben, alle für die konkrete Strafe 
bedeutsamen Momente auf Unrecht und Schuld zu reduzieren, kommt 
auch in der Einordnung des Rücktritts als Schuldaufhebungsgrund, ne-
gatives Tatbestandsmerkmal (Unrecht!) oder - indifferent - als Straf-
aufhebungsgrund zum Ausdruck. 

Bedenkt man, daß Unrecht und Tatschuld nur die Berücksichtigung 
eines verhältnismäßig engen Kreises möglicher Strafzumessungstat-
sachen zulassen und sich grundsätzlich an dem orientieren, was ge-
schehen ist, weniger daran, was in concreto die Strafe erreichen kann 
und soll, so lassen sich die Spannungen zwischen system- und problem-
gerechter Lösung leicht vorstellen. 

Die vorliegende Arbeit versucht unter Heranziehung materiell-
rechtlicher, funktioneller und formallogischer Aspekte aufzuzeigen, 
daß sich Schwierigkeiten und Systemwidrigkeiten nur vermeiden las-
sen, wenn man die Frage nach dem "Ob" und "Wie" der Strafe trennt, 
dem Strafzumessungsvorgang einen eigenständigen, von Unrecht und 
Schuld losgelösten Funktionsbereich einräumt und § 46 bzw. § 24 n. F. 
lediglich als Rechtsfolgebestimmungen begreift, deren Funktion sich im 
wesentlichen darin erschöpft, dem Richter gewisse Richtlinien für die 
Strafzumessung zu geben. 



Erster Teil 

I. Das Abgrenzungsproblem bei Rücktritt 
von beendetem und unbeendetem Versuch 

1. Der Untersuchungsbereich 

Die mit der Abgrenzung von beendetem und unbeendetem Versuch 
zusammenhängende Problematik steht eigentlich seit jeher ein wenig 
im Schatten der klassischen Fragenkomplexe: der richtigen Versuchs-
theorie, der Abgrenzung von Vorbereitung und Versuch; der ratio des 
Rücktrittsprivilegs und der Freiwilligkeitsdiskussion. Dazu mag der 
Eindruck beigetragen haben, daß es sich hier um ein Randproblem von 
verhältnismäßig geringer Bedeutung handele, über das sich leicht 
Einigkeit erzielen lasse. In den letzten Jahren haben jedoch eine Reihe 
höchstrichterlicher Entscheidungen, die sich mit dem Abgrenzungs-
problem beschäftigt haben, wiederholt die Aktualität und praktische 
Relevanz bewußt gemacht und zu einer Auseinandersetzung in der 
Literatur geführt. Besonders kontrovers sind dabei Fälle, in denen 
der Täter durch mehrere gleichartige, in unmittelbar zeitlichem Zu-
sammenhang stehende Einzelakte einen bestimmten tatbestandsmä-
ßigen Erfolg zu verwirklichen versuchtl, wobei jeder Einzelakt für 
sich2 den Erfolg herbeiführen soll, also bei isolierender Betrachtung 
bereits einen beendeten Versuch darstellt. Das Problem kann dabei in 
verschiedenen Variationen auftreten: Der Täter kann eine bestimmte 
oder unbestimmte3 Anzahl von Einzelakten geplant haben, wobei je-
weils bereits jeder Einzelakt für sich den Erfolg herbeiführen soll. 
Der Täter kann aber auch mehr oder weniger planlos einen oder meh-
rere Einzelakte, von denen jeder für sich den Erfolg herbeiführen 
sollte, erfolglos durchgeführt haben und im unmittelbaren Anschluß 
daran in der Lage sein, weitere erfolgversprechende Akte auszuführen. 
In allen Fällen ist zweifelhaft, bis zu welchem Handlungsstadium straf-
befreiender Rücktritt möglich sein soll. Die Auseinandersetzung um 

1 Im folgenden werden diese Fälle in Anlehnung an Maiwald, Handlungs-
einheit, S. 70 ff. auch unter dem Begriff der "iterativen Tatbestandsverwirk-
lichung" zusammengefaßt. 

2 D. h. ohne die weiteren hinzukommenden Akte. Gegensatz: der Erfolg 
ergibt sich erst aus einem Zusammenwirken der Einzelakte. 

3 Beispiel: der Täter will bis zur Erfolgserreichung handeln. 

2 Burkhardt 
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